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Inſerate 


Die geprüften Bauhandwerker. 


and iſt erſchrocken über die Unglücksfälle, welche 
da a der Hurt bes Lande, gerade in 
bauten gerade in er Hauptſtadt des Landes, be 
i itze unſerer Staatsregierung, und g 
in fingfter 1 ſo entſezlichem Umfange 1 
hat. Erſt vor wenig Monaten hatten beim 5 1 0 
eines Hauſes an der Stechbahn die zuſammenſtürzend en 
Mauern fünf oder ſechs Menſchen getödtet, und jetzt 
haben wir in Zeit von drei Wochen den Einſturz von 
nicht weniger als drei neuen Gebäuden zu beklagen. 
Am 28. September bricht ein neuer vierſtöckiger Speicher 
zuſammen, wobei drei Perſonen den Tod fanden und 
eben ſo viele lebenslänglich zu Krüppeln wurden. Am 
20. Oktober Vormittags ſtürzt ein neuerbautes Haus 
von fünf Etagen in der e n 9 
f. ümmern man 27 Todte un 5 
We Ja, am Nachmittag len 
ſtürzt ein anderes Gebäude vor dem Neuen Königstht g 
ein, und drei Menſchen fanden ihren Tod, eben ſo vie 
wurden ſchwer verwundet. Wer malt die 1 
der lebendig Begrabenen, wer das Jammergeſ hrei er 
kinderlos gewordenen Eltern, der Wittwen und Waiſen! 
Nur ſchwer bezwingen wir unſere ſchmerzliche Auf 
regung, um mit ruhiger Ueberlegung der eigentlichen 
Urſache ſo ſchwerer 55 ſo raſch auf einander folgender 
ücksfä zuforſchen. 85 
mie 1 ba im Auslande um; wir fragen, 
wie es denn mit den Unglücksfällen ähnlicher Art in 
Ländern mit anderen Sitten und anderen Einrichtungen 
aussieht. Da iſt u. A. New⸗Nork; es iſt doppelt ſo 
groß; da iſt London, es iſt beinahe fünf Mal fo groß 
als Berlin, und doch ſind unſeres Wiſſens in dieſen 
Städten noch niemals in ſo kurzer Zeit ſo viele Häuſer 
eingeſtürzt, als gerade in Berlin. Liegt das etwa da⸗ 
ran, daß in Nordamerika und in England die Baupolizei 
umfafjenbere Befnämüfe hat, bie Bauten, zu bee 
tigen und daß fie durch genauere und ſtrengere Vor⸗ 
ſchriften zur Beobachtung ihrer amtlichen Pflichten an⸗ 
gehalten wird, als das in Preußen der Fall iſt? — 


or 


O nein! Es iſt gerade das 1 der Fall. Ja, 
es giebt kaum ein Land in der Welt, wo es ſo viel 
Umſtände macht, ehe man einen Baukonſens von der Po⸗ 
lizei bekommt, und wo die Polizei ein ſolches Maß von 
Recht und Pflicht hätte, dem Bauherrn und dem Bau⸗ 
meiſter Vorſchriften für ihre Bauten zu machen und nach 
Vollendung eines Neubaues allerhand Unterſuchungen an⸗ 
zuſtellen, als gerade bei uns. 

Oder liegt es vielleicht daran, daz 
und Nordamerika die Maurer⸗ und Zimmermeiſter, 
die Maurer⸗ und Zimmergeſellen, ehe ſie die Er⸗ 
laubniß bekommen, ihr Handwerk zu treiben, gründ⸗ 
licher geprüft werden, als bei uns? — O nein! Sie 
werden gar nicht geprüft. In England und Nord⸗ 
amerika kann jeder Menſch das Maurer⸗ und Zim⸗ 
merhandwerk ausüben, wenn ſich nur Einer findet, der 
ihm den Bau oder die Reparatur eines Hauſes anver⸗ 
trauen will. 

Aber, ſo fragen wir, woran liegt es denn, daß bei 
uns in Berlin die neuen Häuſer öfter zuſammenſtürzen, 
als in London und in New⸗Nork? 

Die Antwort iſt ganz einfach: Die Wurzel des 
hebels tft darin zu ſuchen, daß unjere Bau- 
handwerker von Staatswegen eraminirt werden, und 
daß wir viel zu viel Polizei haben. 

Wenn ſich einer unſerer Leſer über dieſe Antwort 
wundern ſollte, fo möge er ſich Folgendes ſagen laffen: 

Die Polizei kann ſich auch beim beſten Willen nicht 
ſo genau um die Baumeiſter und ihre Geſellen beküm⸗ 
mern, wie der Bauherr ſelbſt. Wenn ſie aber den Bau 
abnehmen ſoll, ſo kann ſie lange nicht ſo gut zuſehen, 
wie ein Bauverſtändiger, den wir und ſelbſt dazu aus⸗ 
gewählt haben. Denn einmal iſt ſie an beſtimmten Vor⸗ 
ſchriften gebunden, ſie muß daher zufrieden ſein, ſobald 
dieſe nur erfüllt find. Zweitens aber fehlt ihr oft die 
nöthige Zeit, zumal, wo die Polizeibeamten alle Hände 
voll mit andern Dingen zu thun haben. Auch ſchadet 
es gar nicht, daß der Bauverſtändige, den wir ſelbſt 
uns auswählen, keinem Vorgeſetzten verantwortlich iſt; 
denn er iſt durch kein feſtes Gehalt ſicher geſtellt, wie 
ein Beamter. Vielmehr wird er nur für ſolche Ar⸗ 


in England 


beiten bezahlt, die die Bauherrn ihm übertragen haben. 
Er muß ſich daher wehl hüten, oberflächlich zu beauf⸗ 
ſichtigen und leichtfertig abzunehmen, wenn er ſich nicht 
um ſeine Kundſchaft bringen will, So find wi viel 
beſſer daran, wenn wir als Bauverſtändige uns den Mann 
aussuchen können, zu dem wir ſelbſt Vertrauen haben, 
als wenn wir uns jeden Baus und Polizeibeamten ge⸗ 
fallen laſſen müſſen, den die hohe Obrigkeit uns ſchickt. 

Noch ſchlimmer als ein Uebermaß amtlicher Bau⸗ 
polizei iſt aber die amtliche Prüfung der Bauhand⸗ 
werker. Gewiß ſind alle unſere Prüfungsbeamten 
recht kluge und gewiſſenhafte Männer. Aber was be⸗ 
kommen ſie denn von dem jungen Bauhandwerker zu 
ſehen und zu hören? Doch höchſtens das, was derſelbe 
in der Lehre oder in der Bauſchule gelernt hat, und 
was er machen kann, weun er einmal etwas Gutes machen 
will. Haben ſie das geſehen, ſo müſſen ſie ihm das 
Zeugniß geben, daß er zu ſeinem Handwerke wohl be⸗ 
fähigt iſt. Das ſteckt denn der junge Menſch in die 
Taſche, und nun gilt er als ein tüchtiger Geſelle oder 
Meiſter bis an ſein ſeliges Ende. Ob er aber mit der 
Zeit weiter fortſchreitet, ob ter, wie es doch in jedem 
Fache nothwendig iſt, wenn Einer ein tüchtiger Mann 
bleiben will, ob er, ſagen wir, auch an Kenntniß und 
Geſchicklichkeit zunehmen, oder ob er gar noch das ver⸗ 
lernen wird, was er bei ſeinem Examen gewußt hat, — 
ja, das kann der Examinator doch nicht im Voraus wiſſen; 
das muß der Menſch doch ſein Lebelang alle Tage neu 
beweiſen. N 

So kommt es denn, daß ſo mancher Bauhandwerker 


zufrieden iſt mit den Kenntniſſen und Fertigkeiten, die 


ihm die Prüfungs⸗Kommiſſion einmal in ſeinem Leben 
atteſtirt hat, und daß er ferner bei jedem Baue denkt: 
wenn ich es nur ſo mache, daß die Polizei keine Fehler 
und keine Nachläſſigkeiten merkt, und daß ſie mir gerade 
nicht beweiſen kann, daß ich dieſe oder jene Polizeivor⸗ 
ſchrift übertreten habe, dann muß auch der Bau⸗ 
herr zufrieden ſein, und nachrechnen kann er mir doch 
nicht, was ich an Baumaterial und Arbeit Alles für 
meinen Profit geſpart habe. 

Leider rechnet ſo ein Menſch gar nicht ſo ganz falſch. 
Denn gar viele von uns ſind von Jugend auf ſo daran 
gewöhnt, daß ſie von der Polizei und überhaupt von der 
Obrigkeit beſchützt und gegängelt werden, daß ſie denken, 
jeder Bauhandwerker ſei gleich gut, denn die vorgeſetzte 
1 1 habe ihm ja beſcheinigt, daß er ſein Handwerk 
verſteht. Ich nehme alſo, denkt er, den, der mir den 
billigſten Bauanſchlag macht. Auch bin ich ja ſicher 
davor, daß er nicht ſchlechter arbeitet, als er es verſteht 
und ſchlechteres Material nimmt, als er ſoll; denn dazu 
iſt ja die Polizei, daß ſie ihm dabei auf die Finger 
ſieht, was ſoll ich mich alſo noch ſelbſt darum beküm⸗ 
mern oder gar noch einen beſonderen Bauverſtändigen 
bezahlen? 

So denken gar viele Leute, nicht blos in Berlin, 
ſondern im ganzen Lande; und darum iſt es kein 
Wunder, daß überall im Lande über unzuverläſſige Bau⸗ 
meiſter geklagt wird. Natürlich hört man in beſtimm⸗ 


ten Fällen die Klage in der Regel nicht dann, wenn der 
Bau eben fertig iſt, ſondern erſt nach Jahr und Tag, 
wenn die Schäden zu Tage kommen, die entſtanden ſind, 
weil wir den Baumeiſter und ſeinen Bau nur mit den 
Augen der Prüfungs⸗Kommiſſion und der Polizei, aber 
nicht mit unſeren eigenen Augen oder den Augen eines 
ſelbſterwählten Vertrauensmannes angeſehen haben. Aber 
trotz diefer Klagen ſcheint es, daß erſt fo ungeheure Un⸗ 
glücksfälle, wie jetzt in Berlin, haben eintreten müſſen, 
ehe die Mehrzahl der Menſchen daran denkt, wo denn 
eigentlich die Urſache des Uebels ſteckt. 

Und nun fragen wir: Haben wir etwa blos bei un⸗ 
ſeren Häuſerbauten oder haben wir nicht auch in un⸗ 
zähligen anderen eben ſo wichtigen oder noch wichtigeren 
Dingen uns unſere Selbſtſtändigkeit nehmen und uns 
unter die Vormundſchaft der Beamten ſtellen laſſen? 
Seht nur einmal die Gewerbeordnung vom Februar 
1849 an, wie die uns der Mühe überheben will, ſelbſt 
zuzuſehen, ob Einer, der uns ſeine Arbeit anbieten 
möchte, fein Handwerk verſteht oder nicht. Die Obrig⸗ 
keit ſieht durch die Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen ſelbſt 
u, ob unſeren Pferden die Hufeiſen und unſern Füßen 
die Stiefel paſſen werden, die der oder jener zu machen 
ſich erbietet. 

Natürlich iſt das „konſervative Staatsweisheit“; 
denn wenn wir erſt gewöhnt ſind, uns nicht einmal um 
ſolche Dinge zu bekümmern, wie werden wir dann auf 
den Gedanken kommen, darnach zu ſehen, ob Richter, 
Landräthe und Miniſter ihre Sache verſtehen und ihre 
Schuldigkeit thun! 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. In dieſer Woche wurde man plötzlich in Er⸗ 
ſtaunen geſetzt 11 85 die Nachricht, Preußen und Oeſterreich 
hätten ſich an den Senat der freien Stadt Frankfurt gewandt, 
um Beſchwerde zu führen über die dort angeblich vorkommenden 
Ausſchreitungen der Preſſe und der Vereine. Die preußiſche De⸗ 
peſche (und von Oeſterreich liegt eine ähnliche vor) lautet: Ew. 
Hochwohlgeboren Berichte haben uns einen näheren Einblick 
in die Verhandlungen des am 1. d. Mts. dort abgehaltenen 
Abgeordnetentages gewährt. Wir hatten bis zum letzten Augen⸗ 
blicke gehofft, daß der Senat, im Bewußtſein feiner Ver⸗ 
pflichtungen gegen ſeine Deutſchen Verbündeten und eingedenk 
früherer von uns und Oeſterreich gemachter Vorſtellungen, 
dieſe Verſammlung verhindern würde. Leider haben wir uns 
getäuſcht. Wir haben uns von Neuem überzeugen müffen, 
daß der Senat nichts dagegen hat, wenn das Territorium 
der Stadt Frankfurt zum Ausgangspunkt für unverſtändige, 
ja gemeinſchädliche politiſche Projekte benutzt wird. Solche 
Nachſicht gegen ſubverſive Beſtrebungen können wir nicht 
ferner geftatten. Wir können es nicht dulden, daß vorzugs⸗ 
weiſe am Sitze des Bundestages auf die Untergrabung beſte⸗ 
hender Autoritäten der erſten Bundesſtaaten hingearbeitet 
wirrd . Wir begegnen uns mit der 
Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Regierung in der Xuffaffung, daß 
die Wiedecholung eines ſolchen öffentlichen Aergerniſſes, ſelbſt 
in der Geſtalt reſultatloſer Velleitäten, nicht geſtattet werden 
darf. Der Kaiferlich Oeſterreichiſche Vertreter hat den Auf⸗ 
trag, dem dortigen Senate in dieſem Sinne Vorſtellungen 
zu machen. Ew. Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenſt, im 
Einvernehmen mit Ihrem Oeſterreichiſchen e dem älte⸗ 
ren Herrn Bürgermeiſter darüber keinen Zweifel zu laſſen, 


daß wir uns in dieſer Beziehung im vollftändigen Einver⸗ 
ſtandniſſe mit der Kaiserlichen Regierung befinden. Ich gebe 
mich der zuverſichtlichen Hoffnung hin, daß man Frankfurter 
Seits die beiden Deutſchen Großmächte nicht in die Lage 
bringen wird, durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen un 
zuälige Nachſicht vorzubeugen.“ ER 

Wir theilen die preußiſche Depejche faſt vollſtändig mit, weil fie 
ſich in erfter Linie gegen den letzten Abgeorduetentag wendet, und 
unſere Leſer ſich erinnern werden, daß die Beſchläſſt dieſes Abge⸗ 
ordnetentages, obgleich auf demſelben nur 6 preußiſche Abge⸗ 
ordnete anweſend waren, doch ganz unverkennbar feſthielten 
an dem alten Programm, nd welchem Preußen die Führung 
Deutſchlands übernehmen ſolle. Aus dieſem Grunde muß 
die Abſendung ſolcher Depeſche von Seiten Preußens wunder⸗ 
bar erſcheinen, während uns der gleiche Schritt vom öſter⸗ 
reichiſchen Kabinet nicht in Erſtaunen ſetzen kann. Die Ver⸗ 
muthung liegt daher nahe, daß Oeſterreich dieſen Schritt ge⸗ 
fordert und daß Preußen in dieſes Verlangen Oeſterreichs 
gewilligt hat. Der frankfurter Senat hat mit großer Ent⸗ 
ſchiedenheit das an ihn geſtellte Anſinnen zurückgewieſen. 

In Berlin hat am 24. d. M. eine Verſammlung Ber⸗ 
liner Mitglieder des National⸗Vereins ſtattgefunden, 
in welcher folgende Reſolutionen zur Annahme gelangten: 

„Die Berliner Mitglieder des Nation alvereins erklären mit 
Rückſicht auf die bevorſtehende Generalverſammlung des 
Vereins. 5 

1. Der Verlauf der Ereigzniſſe in den letzten Jahren, die 
thatſächliche Annullirung des deutſchen Bundes in feiner bis⸗ 
herigen Verfaſſung, die Erſetzung deſſelben nicht durch natio⸗ 
nale Einrichtungen, ſondern durch eine einſeitige Aktion der 
beiden Großmächte, müffen den Nationalverein beſtimmen, um 
ſo entſchiedener feſtzuhalten an ſeiner Forderung eines 
deutſchen Parlamentes mit einheitlicher Exekutiv⸗ 
Mus 18 wie ſolche in der Reichsverfaſſung vom 28. 

ärz 1849 rechtsgültigen Ausdruck gefunden hat. 

2) Wenn es die Pflicht der preußiſchen Mitglieder des 
Nationalvereins ſowie des geſammten ae Volkes ift, 
durch feſte Beharrlichkeit in dem inneren Ver 0 
Preußen nach Außen endlich geſchickt zu machen, ſeine ihm 
im nationalen Progamme zugewieſene Aufgabe zu erfüllen: 
ſo dürfen ſie nach der anderen Seite erwarten, daß die 
deutſche Nation und insbeſondere der Nationalverein nicht 
wegen vorübergehender Zuſtände die Gewalt hiſto⸗ 
riſcher Thatſachen und den durch diefelben feſtge— 
ſtellten Beruf Preußens verkennen werde. 

3) In Bezug auf Schleswig ⸗Holſtein muß der Na⸗ 
tionalverein auch ferner beſtrebt ſein, das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht dieſes Volksſtammes, fein Staatswefen nach eigenem Er⸗ 
meſſen einzurichten, mit ällen ihm zu Gebote ſtehenden geſetz⸗ 
lichen Mitteln zur Geltung zu bringen. Dieſes Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht findet aber ſeine Begrenzung in den Pflichten der 
Schleswig⸗Holſteiner gegen Deutſchland. Da zur Zeit eine 
bundesſtaatliche Centralgewalt nicht beſteht, Preußen aber 
die Hauptpflicht einer ſolchen, den Schutz der Herzogthümer zu 
Land und zur See übernehmen muß, ſo iſt Preußen ſo be⸗ 
rechtigt wie verpflichtet, in den Herzogthümern base 
Rechte in Anspruch zu nehmen, welche nach der Reichsverfaſſung 
der definitiven Centralgewalt übertragen ſind.“ 

Die Reden, mit welchen die Herren Franz Duncker 
und Dr. Löwe⸗Calbe dieſe Reſolutionen begründeten, kön⸗ 
nen wir leider aus Mangel an Raum nicht mittheilen; wir 
wollen hier nur die Worte folgen ia welche Löwe in 
Bezug auf die ſich 17 zeigende Muthloſigkeit geſprochen 
hat: „Es hat ſich wohl ſchon 
man Angeſichts der gegenwärtigen Machtloſigkeit des Abgeord⸗ 


on Jeder die Frage geſtellt, ob 


netenhauſes und der Nichtbeachtung der öffentlichen Meinung 
durch die Machthaber nicht beſſer thue, ſich von jeder poli⸗ 
tiſchen Thätigkeit fern zu halten, und die Dinge gehen zu 
laſſen wie fie eben gehen. Solche Meinung iſt nicht neu, ſie 
tritt ſtets auf, wenn das Vertrauen des Volkes zu der regel⸗ 
mäßigen nationalen und politiſchen Entwicklung ſchwindet, 
wenn das Volk ſieht, daß die öffentlichen Angelegenheiten 
nicht mehr im nationalen Geiſte geleitet werden. In ſolchen 
Fällen tritt auf der einen Seite Peſſimiemus, auf der au⸗ 
deren Muthloſigkeit an die Stelle zielbewußter Thätigkeit. 
Immer aber wird man in ſolchen Zeiten ſehen, daß die Par⸗ 
tei, welche ausharrend bis zum letzten Augenblick auf dem 
Platze bleibt, zuletzt im entſcheidenden Momente die Beſtim⸗ 
mung trifft. Mag auch das Häuflein der Kämpfer immer 
kleiner werden, indem von rechts und links die Muthloſen und 
die Peſſimiſten abfallen, die Streiter ſelbſt werden, wenn 
auch ihre Zahl ſchmilzt, nicht ſchwächer, ſie bewahren die 
Kadres, um welche ſich einſt, wenn wieder eine große Strö⸗ 
mung in die Volksbewegung kommt, die Menge ſchaaren 
wird.“ 

Berlin iſt am vorigen Freitag durch den Einſturz zweier 
Häuſer, welche 30 Todte und viele Verwundete zum Opfer 
forderten, in große Aufregung verſetzt worden. Da wir in 
unſerem Leitartikel dieſe Unglücksfälle und die Art, wie ihnen 
vorzubeugen iſt, ausführlich beſprechen, jo erwähnen wir hier 
die Sache nur kurz. 

Hannover. Das ſeit faſt drei Wochen drohende Gewit- 
ter der heranziehenden offenen Reaktion hat endlich am 
21. d. M. eingeſchlngen, und zwar noch kräftiger, als es die 
kühnſte Phantaſie ſich erdenken konnte. Die Seele des neuen 
Miniſteriums iſt der Miniſter des Innern, G. H. J. Bac⸗ 
meiſter, von dem die Breckhaus'ſche „Unſere Zeit“ ſchon 


im 3. Bd. ſagte: „Das Land Hannover wird ſich glücklich 


ſchätzen können, wenn B. niemals wieder eine Stimme in 
der Regierung erhält, denn ſeine Wirkſamkeit als Miniſter iſt 
nach allen Seiten eine unheilvolle geweſen.“ Herr v. Bac⸗ 
meiſter hat vor 14 Jahren mit Herrn v. Bismarck vertraute 
Freundſchaft geſchloſſen; vielleicht ſchließt ſich jetzt Hannover 
enge 1 En a 5 
eſterreich. Die Regierung blickt noch immer verzweif⸗ 
lunge voll nach London, wo ihr eh Herr v. Bekl, 
weilt und wegen der Anleihe unkerhandelt. Zwar iſt ſchon 
oft die Nachricht verbreitet worden, die Anleihe ſei abgeſchloſ⸗ 
ſen und Oeſterreich nun wieder auf einige Monate von aller 
Geldverlegenheit frei, aber ſtets hat ſich dann im letzten Mo⸗ 
ment gezeigt, daß die Nachricht verfrüht war; es findet ſich 
eben Niemand mehr, der ſein Geld in das Alles verſchlin⸗ 
gende Danaidenfaß, genannt „Oeſterreichiſche Staatskaſſe“, 
fetten will. Möglicherweiſe kommt jetzt den Staatsmännern 
in Wien doch der Gedanke, ob ſie nicht vielleicht doch 
ohne Siſtirung der Verfaſſung leichter Geld be- 
kommen hätten. 
England. Die Thatſache, vor der in dieſem Augenblick 
alles Andere in den Hintergrund tritt, iſt der Tod Lord 
Palmerſtous, des langjährigen Premierminiſters Englands. 
Palmerſton war 1784 geboren, und ſeit 1806 im politiſchen 
Leben thätig. England verliert in ihm ſeinen fähigſten und 
populärſten Staatsmann. Man glaubt, daß ſich das Kabinet, 
welches fo feiner Hauptſtütze beraubt ift, nicht mehr lange 
wird halten können. 8 j j 
De el a m mn nn nn 
Ein kurzes, aber nothwendiges Wort über Die 
ilitairfrage. 
In dem ganzen Lande werden in 9 Monat, wo alle 
nur irgend arbeitsfähigen Hände zur Beſtellung der Aecker 
gebraucht werden, die Rekruten eingezogen. Es mag dies 


manchem Landmanne recht hart ankommen, wenn ihm fein . 
Sohn oder ein tüchtiger Knecht vom Hofe fort muß, und er 


ſich in der ganzen Umgegend vergebens nach einem Erſatz 
umſieht: aber der Schutz des Vaterlandes erfordert 
ein Heer, und für dieſes Heer ſind die Söhne des Landes 
nothwendig, und gern bringt jeder Preuße dieſes große Opfer, 
fo lange er von der Nothwendigkeit überzeugt iſt, und fo⸗ 
bald es nicht in einer größeren Ausdehnung von 
ihm gefordert wird, als nach ſeiner Anſicht für den 
Schutz des Vaterlandes erforderlich iſt. Wird aber 
jetzt im ganzen preußiſchen Staat dieſe Frage mit Ja beant⸗ 
wortet? Wir ſehen aus dem Reſultate, welches die wieder⸗ 
holten Wahlen der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes gegeben 
haben, daß man im Volke nicht der Meinung iſt, die Opfer, 
welche der Staat in dieſem Augenblicke von ſeinen Bürgern 
im Intereſſe der Wehrfähigkeit des Staates verlangt, bewegen 
ſich innerhalb der Grenzen des Nothwendigen. Man meint, 
und das iſt ja der Kernpunkt der Streitfrage, unter welcher 
ſeit Jahren die verfaſſungemäßige Entwickelung unſeres Staats⸗ 
lebens leidet, daß eine Durchführung des Geſetzes vom 3. 
September 1814 in der Weiſe, wie dies bis zum Jahre 1859 
der Fall war, ein vollſtändig zum Schuze des Vater⸗ 
landes geeignetes Heer ſchaffe, und daß es nicht noth⸗ 
wendig ſei, dieſes Geſetz aufzugeb enund an feine Stelle ein 
Geſetz zu ſetzen, welches dem Reörganiſationsplan, der jetzt 
ſchon ohne eine ſolche geſetzliche Grundlage zur Ausführung 
gelangt, die Billigung und geſetzliche Gültigkeit verleiht. 

Es iſt heut nicht unſere Aufgabe, hier auseinander zu 
ſetzen, wie eine nach dem Geſetze vom 3. Septbr. 1814 or⸗ 
ganifirte Armee vollſtändig allen Anforderungen 1 kann, 
welche man zu ſtellen berechtigt iſt. Wir wollen hier nur 
kurz die Vortheile dieſes Geſetzes noch einmal andeuten. Eine 
allgemeine Durchführung der zweijährigen Dienſtzeit würde 
geſtatten, bei Schonung der Finanzen des Staates und des 
Volkes doch einen ziemlich bedeutenden Theil der waffenfähi⸗ 
gen Mannſchaften jährlich zu den Fahnen einzuberufen. 
Außerdem geſtattet das Syſtem der Landwehr-Rekruten, wel⸗ 
ches als ein weſentlicher Theil des Geſetzes ſelbſt zu betrach⸗ 
ten iſt, die geſammte waffenfähige Jugend zur Vertheidigung 
des Vaterlandes heranzuziehen. Schließlich läßt die kurze 
Dienſtzeit in Verbindung mit der kurzen Reſervezeit den 
Bürger nicht allzu lange unter dem Druck des engeren mili⸗ 
täriſchen Bandes, während doch andererſeits die Einrichtung 
der Landwehr erſten und zweiten Aufgebots der Regierung 
ſtets ein ausreichend großes, in den Waffen geübtes Heer zur 
Verfügung ſtellt, welches nach unſerem Urtheil vollſtän⸗ 
dig aue reichend iſt, unſer Vaterland ſtets zu ver» 
theidigen und'zu ſchützen. 5 

Eine Heereseinrichtung, welche dieſen Anforderungen ent⸗ 
ſpricht, muß als genügend betrachtet werden, und wenn ſie, 
wie dies durch das Geſetz vom 3. Septbr. 1814 ermöglicht 
iſt, die Erfüllung dieſer Forderung mit Schonung der finan⸗ 
ziellen und menſchlichen Kräfte des Landes geſtattet, ſo wird 
man nicht leicht ein Volk finden, welches geneigt ift, ein fol- 
ches Geſetz aufzugeben. 

Dieſem Vortheile des alten Geſetzes gegenüber bietet der 
Reorganiſatiensplan wenig Verlockendes. Nach ihm iſt die 
Aushebung vermehrt und die Dienſtzeit verlängert worden. 
Außerdem ſoll die Reſervezeit ausgedehnt werden, fo daß 
jeder zu den Fahnen Eingezogene ſtatt wie bisher fünf Jahre 
ſo jetzt ſieben Jahre im unmittelbaren Militärverbande ſtehen 
ſoll. Als Aequivalent für dieſe erhöhten Laſten wird der 
Bürger einige Jahre früher aus dem Landwehr⸗Verbande 


| 


entlaſſen. Bedenkt wan aber, daß diefe älteſten Jahrgänge 
der Ade doch nur in einer Zeit zur en: 111 
gen würden, wo das Vaterland in der höchſten Geſahr iſt, 
und in Folge deſſen die größte Anſtrengung aller Kräfte ver⸗ 
langt, ſo wird man erkennen, daß einerfeits dieſer Fall glück⸗ 
licher Weiſe nur ſehr ſelten eintritt und daß andererſeits, 
wenn er einmal eintreten ſollte, wahrſcheinlich die durch 
den Reorganiſationsplan von der Dienſtverpflich⸗ 
tung Befreiten doch zur Vertheidigung des Vater⸗ 
landes nothwendig e fein werden. 

So alſo bietet der Reorganiſationsplan für den Einzel- 
nen nichts Verlockendes; noch weniger empfehlenswerth ſcheint 
es uns aber, wenn wir die Vermehrung der Opfer betrach⸗ 
ten, die er der Allgemeinheit des Staates auferlegt. Er be⸗ 
dingt zunächſt eine Vermehrung der Ausgaben für das Mi- 
litär von mindeſtens 10 Millionen Thalern, d. h. jede Fa- 
milie hat jährlich dadurch 2¼—3 Thlr. an Steuern mehr 
zu bezahlen. Neben dieſer Mehrausgabe iſt aber noch ein 
anderer Umſtand, welcher von dem Lande ſchwer empfunden 
wird. Durch die erhöhte Aushebung und die Ein- 
führung der dreijährigen Dienftzeit iſt der Prä⸗ 
ſensſtand der Armee um etwa 80,000 Mann ver⸗ 
mehrt, d. h. es werden jetzt dem Lande jährlich 80,000 
der geſündeſten und kräftigſten Arbeiter mehr ent- 
zogen, als dies früher der Fall war. 

Da darf es uns denn nicht Wunder nehmen, wenn von 
allen Seiten Klagen kommen, daß ſich ein Mangel an 
Arbeitern zeige, und wenn beſonders die Landleute oft 
nicht wiffen, wo fie in den Zeiten der Erndte oder in der 
Zeit, wo der Acker neu beſtellt werden muß, die nöthigen 
Arbeitskräfte herbekommen ſollen. Und doch muß das 
Land regelmäßig und zur rechten Zeit beſtellt 
werden, wenn man auf einen genügenden Ertrag für das 
nächſte Jahr rechnen fol. Geſchieht dieſe Beſtellung nicht 
zur rechten Zeit oder unregelmäßig, ja, muß ſie vielleicht hie 
und da aus Mangel an Arbeitern gänzlich unterbleiben, ſo 
zeigt ſich das Gespenst einer ſchlechten Erndte oder 
möglicherweiſe ſogar eines 9 als dü⸗ 
ſteres Bild der Zukunft. 

In ſolcher Zeit tritt an den Landmann, dem der Sohn 
oder der langjährige treue Knecht bei ſeiner Arbeit fehlt, der 
volle Ernſt der Frage heran, ob die Durchführung der Re⸗ 
organiſation denn wirklich nothwendig ſei zum Heile des 
Vaterlandes. Und wenn er dann auf ſeine Felder ſieht, 
welche der rechtzeitigen Beſtellung vergeblich harren, dann 
drängt ſich ihm erſt recht klar die Ueberzeugung auf, daß die 
Grundlage der Wehrhaftigkeit eines Landes doch 
nur die Wohlhabenheit des Landes iſt, welche für 
den Fall der Noth reichliche und unerſchöpfliche 
Hülfsquellen bietet, daß aber ein Militärſyſtem, welches 
nicht erlaubt, dieſe Wohlhabenheit ſorgſam zu ſchonen und 
zu pflegen, auf die Dauer einen Zuſtand ſchafft, der die größ⸗ 
ten Gelabren für das Land mit ſich bringen kann. 

Deshalb mehrt ſich naturgemäß mit jedem Jahre die Zahl 
derer, welche eine Erhaltung und Durchführung des Geſetzes 
vom 3. September 1814 wünſchen, indem diejenigen, welche 
früher dem Reorganiſationsplan zuſtimmen zu müſſen glaub⸗ 
ten, weil ſie ihrem eigenen Urtheil in militäriſchen Dingen 
nicht vertrauten, immer mehr und mehr zu der Mebergeugung 
gelangen, daß ſowohl die Mehrkoſten der Reorganiſation 
als auch der durch die Reorganiſation bedingte Mangel an 
Arbeitskräften auf die Dauer nicht heilſam auf die nachhal⸗ 
tige Vertheidigungskraft des Landes einwirken können. 
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